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III. Handelsangelegenheiten. 


Sonſtige Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 9. Juli 1926 Nr. III 6602 M. f. H., II G. 1264 M. d. J., 
betr. Bekanntmachung über Ungültigkeitserklärung verlorengegangener und zurück⸗ 
gezogener Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheine. 


Die von dem Gewerberat in Landsberg (Warthe) für den Brunnenbaumeiſter Miros 
in Bad Schönfließ, Nm., unter Nr. 7 des Verzeichniſſes (Muſter A), dem Gewerberat in 
Goslar für den Arbeiter Wilhelm Mund in Immenrode, Kr. Goslar, unter G. A. 4 
und dem Gewerberat in Magdeburg II für den Landwirt Fritz Voigt in Reeſen, Kr. 
Jerichow II, in beglaubigter Abſchrift unter Nr. 77 (Muſter A) ausgeſtellten Sprengſtoff— 
Erlaubnisſcheine ſind verloren gegangen und werden hiermit für ungültig erklärt. 

Die von dem Gewerberat in Göttingen für den Tiefbauunternehmer Georg Hoffmann 
in Northeim unter Nr. 9 (Muſter A), dem Gewerberat in Koblenz für den Bruch- und 
Schießmeiſter Anton Bertuzzo in Niederheimbach unter Nr. 267 (Muſter B) und dem 
Gewerberat in Minden für den Bergmann Wilhelm Aſche zu Riepen, Kr. Grafſchaft 
Schaumburg, unter Nr. 52/25 (Muſter C) ausgeſtellten Sprengſtoff-Erlaubnisſcheine find 
wegen Unzuverläſſigkeit der Inhaber eingezogen worden und haben ihre Gültigkeit verloren. 


Zugleich für den Miniſter des Innern: 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. A.: von Meyeren. 


IDEE — 


170 


Erl. d. M. f. H. vom 12. Juli 1926 Nr. Ila 3867, betr. Großmuſtermeſſen. 


Die für den 15. bis 18. Auguſt 1926 in Ausſicht genommene Herbſtmeſſe in Königs— 
berg iſt auf den 22. bis 25. Auguſt verlegt worden. 
Die diesjährige Kieler Herbſtmeſſe fällt aus. 


J. A.: Römhild. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H. vom 24. Juni 1926 Nr. III 6028, 1 5712, betr. Kinderarbeit in 

gewerblichen Betrieben. 

Zur Behebung von Zweifeln mache ich auf die noch in Geltung ſtehende Vorſchrift 
des Erlaſſes vom 3. September 1906 — III 405911 M. f. H. — (HM Bl. ©. 312) aufmerk⸗ 
ſam, wonach die Anzeigen von der Beſchäftigung von Kindern nach Eintragung in das 
Verzeichnis und bevor ſie zu den Akten genommen werden, in angemeſſenen Zwiſchen⸗ 
räumen, jedoch mindeſtens allmonatlich, dem zuſtändigen Gewerbeaufſichtsbeamten zur 
Kenntnisnahme mitzuteilen ſind. Sie iſt daher auch hinter dem erſten Satze des zweiten 
Abſatzes der Ziffer 10 der Ausführungsanweiſung vom 3. Mai d. J. — III 4097/I 3957 — 
(HMBl. ©. 125) zum Geſetz, betreffend Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben, vom 
30. März 1903 (RGBl. Nr. 14 S. 113) abgeändert durch das Geſetz vom 31. Juli 1925 
(RGBl. I Nr. 56 S. 162) einzufügen. 

Abdrucke dieſes Erlaſſes für den Oberregierungs- und ⸗gewerberat, Regierungs- und 
Gewerberat, die Landräte und Oberbürgermeiſter, ſowie für jedes Gewerbeaufſichtsamt 
und jeden Bergrevierbeam ten find beigefügt. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierung eee die Oberbergämter und den Herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin. 


Erl. d. M. f. H. vom 7. Juli 1926 Nr. III 6568, betr. fachliche und räumliche Erweiterung 
der Zuſtändigkeit des Fachausſchuſſes Nr. 9 des one der Fachausſchüſſe für 
Hausarbeit vom 28. März 1925 (RG Bl. 1 S. 33). 


Nachdem der Herr Reichsarbeitsminiſter darauf verzichtet hat, zur fachlichen und 
räumlichen Erweiterung der Zuſtändigkeit des Fachausſchuſſes für die Hausweberei und 
die Herſtellung von Wollwaren, Sitz Ratibor, von der Befugnis aus § 19 Abſ. 1 und 4 
des Hausarbeitgeſetzes in der Faſſung vom 30. Juni 1923 (RGBl. 1 S. 472) Gebrauch 
zu machen, habe ich nachſtehenden Beſchluß gefaßt: 

Auf Grund des § 19 Abſ. 2 und 4 des Hausarbeitgeſetzes in der Faſſung 
vom 30. Juni 1923 (RGBl. I S. 472) wird hiermit die Zuſtändigkeit des Fach⸗ 
ausſchuſſes für Hausweberei und die Herſtellung von Wollwaren, Sitz Ratibor 
(Nr. 9 des Verzeichniſſes der Fachausſchüſſe für Hausarbeit vom 28. März 1925 
(RGBl. I. S. 33) auf die Kopf und Handſchuhinduſtrie in den Provinzen Ober- 
und Niederſchleſien ausgedehnt. 

Die Bezeichnung des Fachausſchuſſes lautet nunmehr: 

Fachausſchuß für die Hausweberei, die Herſtellung von Wollwaren, die 
Knopfinduſtrie und die Handſchuhinduſtrie. 

Der Bezirk umfaßt jetzt für die Hausweberei und die Herſtellung von Woll— 
waren die Provinz Oberſchleſien, für die Knopfinduſtrie und die Handſchuhinduſtrie 
die Provinzen Ober- und Niederſchleſien.“ 


Abdrucke für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind beigefügt. 
J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Oberpräſidenten, die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn 
Polizeipräſidenten in Berlin. 
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2. Verkehrs angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 8. Juli 1926 Nr. V 7630 M. f. H., IVa III 2292 M. d. J., 
betr. Rundfahrten zwiſchen Berlin und Potsdam. 
Auf den Bericht vom 7. Juni — Kr. 3620 —, bei Rückgabe der Anlagen. 

Kraftfahrlinien im Sinne des Kraftfahrliniengeſetzes vom 26. Auguſt 1925 ſind 
öffentliche Verkehrsunternehmungen, die Perſonen oder Sachen auf beſtimmten Strecken 
gegen Entgelt von einem Ort zum anderen befördern. Dieſer geſetzliche Tatbeſtand iſt bei 
Rundfahrten, die, ohne unterwegs Fahrgäſte abzuſetzen oder aufzunehmen, an den Aus— 
gangspunkt zurückkehren, nicht gegeben. Es ſind reine Vergnügungsfahrten, bei denen es 
einerſeits den Teilnehmern nicht darauf ankommt, ein beſtimmtes Reiſeziel zu erreichen und 
andererſeits dem Unternehmer nach dem Willen der Beteiligten auch geſtattet ſein ſoll, je 
nach der Beſchaffenheit der Straßen, der Witterung und der Möglichkeit, den Teilnehmern 
möglichſt viel Abwechſlung und Unterhaltung zu bieten, andere als die zunächſt im 
Programm vorgeſehenen Wege zu benutzen. Die Angabe des Unternehmers im Antrag, 
beſtimmte Straßen befahren zu wollen, hat daher für die Frage der Genehmigungspflicht 
gemäß § 1 a. a. O. keine entſcheidende Bedeutung. 

Die Genehmigung des Unternehmens gemäß 8 37 der Reichsgewerbeordnung wird 
hiervon nicht berührt. 

Abſchrift hiervon erhält der Herr Polizeipräſident. 


Zugleich für den Miniſter des Innern. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Dr SEE eee 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Potsdam, zur Kenntnis an ſämtliche Herren 
Regierungspräſidenten — außer Potsdam — und nachrichtlich dem Herrn Verbands⸗ 
präſidenten des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Eſſen. 


RdErl. d. M. d. J. u. d. FM. vom 12. Juni 1926 Nr. IV St 729 u. II B 6900, betr. 
Erhebung von Vorausleiſtungsbeiträgen für Kraftfahrzeuge. 

dach Art. II 83 bj. 3 des Geſetzes zur Anderung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes 
vom 15. Mai 1926 (RGBl. I S. 223) ift die Erhebung von Vorausleiſtungsbeiträgen für 
Kraſtfahrzeuge für die Zeit vom 1. April 1926 ab unzuläſſig. 

Für die Stadt⸗ und Landkreiſe iſt hiernach die rechtliche Möglichkeit, für das Rech⸗ 
nungsjahr 1926 für die außergewöhnliche Abnutzung der Verkehrsanlagen durch Kraft- 
fahrzeuge Vorausleiſtungsbeiträge auf Grund der V. v. 25. November 1993 (GS. S. 540) 
zu erheben, entfallen. Die Befreiung der Kraftfahrzeuge von Vorausleiſtungsbeiträgen wird 
durch einen 25prozentigen Zuſchlag zur Kraftfahrzeugſteuer abgegolten. 

Mit Rückſicht hierauf wird es ſich empfehlen, von der Nacherhebung noch nicht ver⸗ 
anlagter Vorausleiſtungsbeiträge für das Rechnungsjahr 1925 abzuſehen und den etwa 
entſtehenden Ausfall aus allgemeinen Mitteln des laufenden Rechnungsjahres zu decken. 

Über die Verteilung des Aufkommens an Zuſchlägen ergehen demnächſt beſondere 
Beſtimmungen. r 
An die Ober- und Regierungspräſidenten, die Stadt- und Landkreiſe. 


Erl. d. M. f. H. vom 14. Juli 1926 Nr. VI 5. 15. 1627, J. 3576 JI, betr. Genehmigung 
und Beaufſichtigung von Gruben: und ſonſtigen Privatanſchlußbahnen, die an Reichs⸗ 
bahnen anſchließen. 


Mit dem Übergange der früheren preußiſch-heſſiſchen Staatseiſenbahnen in das 
Eigentum des Reichs und ſpäter in die Verwaltung und den Betrieb der Deutſchen Reichs⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft haben die Zuſtändigkeiten der Behörden u. a. auch hinſichtlich der Ge⸗ 
nehmigung und Beaufſichtigung der an Reichsbahnen anſchließenden, mit Maſchinenkraft 
betriebenen Grubenanſchlußbahnen teilweiſe eine Anderung erfahren. Zur Beſeitigung der 
in dieſer Hinſicht hervorgetretenen Zweifel und Unklarheiten bemerke ich folgendes: 

Die Grubenanſchlußbahnen gehören wie alle übrigen Privatanſchlußbahnen nicht zu 
zu den Bahnen des allgemeinen Verkehrs im Sinne der Reichsverfaſſung und unterliegen 
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daher nicht der Reichsaufſicht; ihre Genehmigung und Beaufſichtigung erfolgt nach den 
beſtehenden Landesgeſetzen — Allgemeines Berggeſetz und Kleinbahngeſetz — durch die hier⸗ 
nach zuſtändigen Landes behörden. Nur inſoweit, als durch die Verbindung der Anſchluß⸗ 
gleiſe mit den Anlagen der Reichsbahn eine Veränderung der letzteren herbeigeführt wird, 
bedarf es zu dieſer Veränderung nach den Beſtimmungen des Reichsbahngeſetzes der Zu⸗ 
ſtimmung der für die betriebsſichere Beſchaffenheit der Hauptbahn verantwortlichen Reichs⸗ 
bahndirektion. Da ohne dieſe Öffentlich-rechtliche Zuſtimmung die Vorausſetzung für das 
Zustandekommen des Unternehmens nicht gegeben iſt, iſt die landesgeſetzliche Genehmigung 
erſt zu erteilen, wenn der Unternehmer die Zuſtimmung der Reichsbahndirektion nach⸗ 
gewieſen hat. Das gleiche gilt für alle Anderungen und Erweiterungen der Anſchluß⸗ 
anlagen, bei denen eine Anderung der Gleisverbindung mit der Hauptbahn nötig wird. 

Die Bedingungen für die Benutzung der Gleisverbindung, für den Übergang der 
Eiſenbahnfahrzeuge nach und von der Anſchlußbahn, die Beförderung und Benutzung der 
Fahrzeuge unterliegen der privaten Vereinbarung zwiſchen der Reichs bahn⸗Geſellſchaft und 
dem Anſchlußinhaber. Sie ſind der Nachprüfung durch die Genehmigungs⸗ und Aufſichts⸗ 
behörden entzogen und andererſeits für dieſe nicht verbindlich. Es liegt daher 
rechtlich kein Anlaß vor, die Prüfung und Genehmigung neuer ſowie die Anderung und 
Erweiterung beſtehender Anſchlußbahnen von dem Zuſtandekommen des ſogenannten An⸗ 
ſchlußvertrages und etwa erforderlicher Nachtragsverträge abhängig zu machen. Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten zwiſchen den Vertragsparteien über die Auslegung und Anwendung des 
Anſchlußvertrages, die mangels gütlicher Einigung nur im Rechtswege geklärt werden 
können, find nicht geeignet, die Entſcheidungen der Landesbehörden über die Zuläfligkeit 
baulicher oder betrieblicher Maßnahmen zu beeinflußen, da hierfür ausſchließlich polizeiliche 
Geſichtspunkte maßgebend ſind. Gegebenenfalls iſt daher Anträgen auf Genehmigung der 
Bau- und Betriebspläne ohne Rückſicht auf etwa ſchwebende Streitigkeiten zu entſprechen. 
Ob es bei neuen Anſchlüſſen aus Zweckmäßigkeitsgründen an gezeigt erſcheint, die Erteilung 
der förmlichen Genehmigung auszuſetzen, bis die Ausführung des Unternehmens auch 
privatrechtlich geſichert iſt, bleibt der Beurteilung der Genehmigungsbehörden nach Lage 
des Einzelfalles anheimgeſtellt. Vorſtehende Richtlinien ſind allgemein für alle an Reichs⸗ 
bahnen anſchließenden Privatanſchlußbahnen im Sinne der §8 43 ff. des Kleinbahngeſetzes 
zu beachten. 

Die Genehmigung und Beaufſichtigung der Grubenanſchlußbahnen hat mit den vor⸗ 
ſtehenden Maßgaben auch fernerhin nach den durch die Runderlaſſe des Miniſters für 
Handel und Gewerbe vom 30. Auguft 1898 — 1 5539 — und des Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten vom 17. Oktober 1898 — IV A 6466, III 16953, EV Bl. S. 303 — 
mitgeteilten „Grundzügen für die Ausübung der Aufficht über diejenigen Privatanſchluß⸗ 
bahnen im Sinne des Geſetzes über Kleinbahnen und Privatanſchluß bahnen vom 
28. Juli 1892 (GS. S. 225), welche zugleich Zubehör eines Bergwerks bilden“ 
zu erfolgen. Mit den Aufgaben der Eiſenbahnbehörden im Sinne dieſer Grundzüge, 
denen nach 88 50/51 des Kleinbahngeſetzes die eiſenbahntechniſche Aufſicht und Über⸗ 
wachung der an die Reichsbahn anſchließenden Gruben- und ſonſtigen Privatanſchlußbahnen 
obliegt, find nach dem Runderlaſſe vom 27. Mai 1920 — IVb. 47. 121. 517 — und 
vom 22. Januar 1925 — Vb. 2. 12. 4136/24 — die Reichs bahndirektionen betraut. Sie 
handeln im Rahmen dieſer Tätigkeit — unabhängig von ihrer Stellung als Reichsbahn⸗ 
behörden und Organe der Reichsbahngeſellſchaft — als preußiſche Behörden und unter ⸗ 
ſtehen als ſolche der ausſchließlichen Oberaufſicht des Miniſters für Handel und Gewerbe. 
Um dies auch äußerlich mehr als bisher zum Ausdruck zu bringen und Irrtümern über 
die beſtehenden Zuſtändigkeiten zu begegnen, beſtimme ich unter Abänderung der erwähnten 
Runderlaſſe, daß künftig der Schriftwechſel der Reichsbahndirektionen als preußiſche Eiſen⸗ 
bahnbehörden unter der Firma „Reichsbahndirektion — Preußiſche Kleinbahnaufſicht —“ 
zu führen iſt. Briefbogen mit dem Aufdruck „Deutſche Reichs bahngeſellſchaft“ find nicht 


zu verwenden. 
J. V.: Dönhoff. 
An die Reichsbahndirektionen (Preußiſche Kleinbahnaufſicht), die Oberbergämter, die Herren 
Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin 


und nachrichtlich 
an den Herrn Verbandspräſidenten des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Eſſen. 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegendeiten. 


Berufsſchulen. 
Erl. d. M. f. H. vom 1. Juli 1926 Nr. IV 9906, betr. Einheitskurzſchrift. 


Der Erlaß vom 21. Mai d. J. — IV 7046 — betrifft den Unterricht an den mir 
unterſtellten öffentlichen Schulen und an den Privatſchulen inſoweit, als ſie als Erſatz 
öffentlicher Schulen anerkannt ſind. Den Privatſchulen ſteht im übrigen die Wahl des 
Syſtems frei. 

J. A.: Dr. von Seefeld. 


An alle Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abteilung III, 
in Berlin⸗Lichterfelde. 


VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen der Gerichte und Rekursbeſcheide. 
Betr. Verbot der Herſtellung leichtverderblicher Konditorwaren an Sonn⸗ und Feiertagen. 
Urteil des Kammergerichts, 1. Strafſenat vom 26. März 1926. 


Das Urteil der Strafkammer wird aufgehoben. Der Angeklagte wird wegen Ver⸗ 
gehens gegen 88 6 und 12 der Verordnung über die Arbeitszeit in den Bäckereien und 
Konditoreien vom 23. November 1918 (RG Bl. S. 1329) zu 3 R/ Geldſtrafe, an deren 
Stelle im Falle der Nichtbeitreibbarkeit ein Tag Gefängnis tritt, koſtenpflichtig verurteilt. 


Gründe. 

Der Vorderrichter hat den Angeklagten, der am Charfreitage Sahne und Creme 
hergeſtellt und damit Torten gefüllt und verziert hatte, von der Anklage des Vergehens 
gegen 88 6, 12 der Verordnung über die Arbeitszeit in den Bäckereien und Konditoreien 
vom 23. November 1918 (RGBl. S. 1329) mit der Begründung freigeſprochen, daß derartige 
zur Verhütung des Verderbens der Backwaren und zur Aufrechterhaltung des Konditorei⸗ 
betriebes erforderliche Arbeiten auch an Feiertagen zuläſſig ſeien. 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft mußte Erfolg haben. 

§ 6 a. a. O. beſtimmt: 

An Sonn⸗ und Feiertagen darf in gewerblichen Konditoreien und Bäckereien nicht 
gearbeitet werden. 

§ 12 bedroht Zuwiderhandlungen mit Geldſtrafe bis zu 2000 M, im Unvermögens⸗ 
falle Gefängnis bis zu 6 Monaten. Nach dem Geſetz vom 2. September 1899 (GS. S. 161) 
und der Polizeiverordnung des Oberpräſidenten der Rheinprovinz vom 20. November 1907 
(Amtsblatt Coblenz S. 337) iſt der Charfreitag Feſttag im Sinne der genannten Verordnung. 
Neuwied gehört auch nicht zu den Gemeinden mit überwiegend katholiſcher Bevölkerung, 
für die Ausnahmen von der Heilighaltung des Charfreitags gelten. 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft ſtellt im weſentlichen die gleichen Erwägungen 
an, die dem Erlaß des Preußiſchen Miniſters für Handel und Gewerbe vom 13. April 1922 
(SMBl. S. 84, IMBl. 23 ©. 7) zugrunde liegen. Mit der gleichen Angelegenheit hat 
ſich auch der Erlaß des gleichen Miniſters vom 11. Januar 1921 (HM Bl. S. 21 Gew. Arch. 
Bd. 20 S. 246) befaßt, vgl. auch Landmann GO. 7. Aufl. Bd. II 834 ff. 

Danach ergeben Entſtehungsgeſchichte und Faſſung der Verordnung vom 23. Novem⸗ 
ber 1918 den Willen des Geſetzgebers, an Sonn- und Feſttagen in Konditoreien und Bäcke⸗ 
reien ein völliges Ruhen aller gewerblichen Produktion einzuführen. Die Schwierigkeiten, die 
ſich für dieſe Betriebe daraus ergaben, daß gerade an dieſen Tagen in der Bevölkerung ein 
ſtarkes Bedürfnis nach Konditorwaren beſteht, haben zwar die Regierung zur Vorlegung eines 
Geſetzentwurfes veranlaßt, der eine Milderung der einſchlägigen Beſtimmungen vorſah. 
Dieſer iſt aber nicht verabſchiedet und dann nicht wieder eingebracht worden. Denn man 
fürchtete von der Zulaſſung der Sonntagsarbeit eine weitere Übertretung des Kuchenback— 
verbotes, da es ſich kaum feſtſtellen laſſen würde, ob die an Sonn- und Feſttagen aus⸗ 
geführten Arbeiten nur zur Herſtellung von leichtverderblichen Konditorwaren oder auch 
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von Torten und dergleichen dienten. Ferner befürchtete man, es würde in der Offentlichkeit 
Befremden erregen, wenn für dieſe Waren, zu deren Erwerb in der Regel nur das wohl⸗ 
habende Publikum in der Lage ſei, eine Ausnahme von dem Gebot der Betriebsruhe am 
Sonntage gemacht würde. 

Man kann auch nicht mit OLG. Hamburg (Urteil vom 31. März 1922 Gewrch. Bd. 21 
S. 419) aus 8 6 Abſ. 4 der Verordnung vom 23. November 1918, der die Zulaſſung des Aus⸗ 
tragens leicht verderblicher Waren an Feiertagen vorſieht, folgern, daß danach auch die 
Herſtellung ſolcher Waren zuläſſig fein müſſe. (Vgl. Landmann a. a. O. ©. 836.) 

Endlich iſt es auch nicht angängig, aus § 105 c Abſ. 1 Ziff. 4 RGO., der nach 8 8 
Verordnung vom 23. November 1918 auch auf Bäckereien und Konditoreien Anwendung 
findet, die Zuläſſigkeit der hier in Frage kommenden Arbeiten an Sonn- und Feſttagen 
zu folgern. 

Dieſe Beſtimmung läßt nämlich Arbeiten zu, die zur Verhütung des Verderbens von 
Rohſtoffen oder des Mißlingens von Arbeitserzeugniſſen erforderlich ſind, ſofern nicht 
dieſe Arbeiten an Werktagen vorgenommen werden können; v. Landmann folgert 
aus letzterem Zuſatz (S. 836), daß das Geſetz eine Betriebsregelung, die planmäßig die 
ſonſtigen Vorbedingungen des § 105 e Abſ. 1 Ziff. 4 ſchafft, nicht decken will. Ahnlich hat 
der Senat in einer älteren Entſcheidung (1. S. 785/08) das Vorliegen eines Notfalles im 
Sinne der genannten Beſtimmung verneint, wenn das Bedürfnis nur durch unſachgemäße 
Dispoſition hervorgerufen ſei. Und in demſelben Sinne führt OLG. Kiel in feiner Ent⸗ 
ſcheidung vom 25. Februar 1925 (Gewolrch. Bd. 22 S. 571) aus: Der Geſetzgeber habe bei der 
Beſtimmung des § 105 Abſ. 1 Ziff. 4 allein Notſtandsarbeiten im Auge gehabt, nämlich 
Arbeiten, die entweder infolge unvorhergeſehener Umſtände notwendig geworden ſeien oder 
deren Verrichtung am Sonntage infolge der Art des Betriebes unvermeidlich ſei. Ein 
ſolcher Fall liege aber nicht vor bei einem Konditor, der am Sonnabend Kuchen und 
Tortenböden in der Abſicht herſtelle, ſie am Sonntage zu füllen. 

Dieſen Ausführungen kann nur beigetreten werden. Es iſt auch nicht richtig, daß, 
wie der Vorderrichter annimmt, die Verordnung vom 23. November 1918 ſich nur gegen 
die Arbeit im Backraum mit ihren unmittelbaren Gefahren für die Geſundheit richtete. 
Sie hatte vielmehr die Abſtellung der durch die beſonderen Bedürfniſſe des Publikums 
hervorgerufenen übermäßig langen Arbeitszeit und der Nachtarbeit mit ihren ſittlichen und 
geſundheitlichen Gefahren zum Ziele und ſuchte dies Ziel durch völlige Stillegung der 
Produktion an Sonn- und Feſttagen zu erreichen. (Landmann S. 835.) Eine abweichende 
Auslegung der Vorſchrift des § 105 Abſ. 1 Ziff. 4 RG O. würde zur Zulaſſung regel⸗ 
mäßiger Sonntagsarbeit führen. Dies aber würde jenem Zwecke durchaus entgegenſtreben. 

Danach hat der Angeklagte ſelbſt das von ihm im zweiten Rechtszuge allein ein- 
geräumte Füllen und Verzieren von Torten am Charfreitage gegen $ 6 Verordnung vom 
23. November 1918 verſtoßen. Er war daher nach § 12 der Verordnung zu beſtrafen. 
Da ſich weitere tatſächliche Erörterungen erübrigten und auch die ſogenannte Irrtums⸗ 
verordnung vom 18. Februar 1917 nach Lage der Umſtände nicht Platz greifen kann und 
in Übereinſtimmung mit dem Antrage des Generalſtaatsanwalts die geſetzlich niedrigſte 
Strafe angemeſſen erſchien, fo iſt gemäß § 354 Abſ. 1 StrPO. auf dieſe erkannt. 


2. Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingefandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Im Verlage des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts, Berlin SW 68, Lindenſtraße 28, 
iſt das Werk „Beſetzte Gebiete Deutſchlands“ nebſt Karte, ſämtlichen auf die Be⸗ 
ſetzung bezüglichen Noten, Auszügen aus dem Waffenſtillſtands⸗ und Verſailler Friedens⸗ 
vertrage ſowie einem Gemeindeverzeichnis erſchienen. Das Buch, das zur Anſchaffung 
empfohlen iſt, koſtet nebſt Karte 12 RM, bei Beſtellung von mindeſtens 10 Stück 9 RM, 
die Karte allein aufgezogen 1,20 RA, mit Stäben verſehen 5,80 RA, bei Beſtellung von 
mindeſtens 10 Stück 0,0 PA bzw. 5 RM. Bei Beſtellung iſt der Anſchrift der Buchſtabe 
„R“ beizufügen. 


Im Verlage der Filmbücherei G. m. b. H., Berlin WS, iſt ein Buch von Dr. Kurt 
Thomalla „Falſche Scham“ erſchienen. Das Buch hat den Stoff zur Grundlage, den 
der gelegentlich der Reichsgeſundheitswoche erſchienene große, gleichnamige Kulturfilm der 
Ufa behandelt. 
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Das Reichsgeſundheitsamt ſchreibt darüber: 

Das Buch enthüllt in gemeinverſtändlicher Form die Gefahren der Geſchlechts— 
krankheiten, vermeidet aber unnötige Übertreibungen, die den Erkrankten zur Verzweiflung 
treiben könnten und weiſt immer wieder auf die Möglichkeit der Ausheilung bei rechtzeitiger 
Behandlung hin. Auch in wiſſenſchaftlicher Beziehung ſind alle Folgen der Geſchlechts— 
krankheiten in dem Buche einwandfrei dargeſtellt. Ein ſolches Buch wird in der Hand 
eines jeden Jugendlichen ſowie in den Händen verantwortungsbewußter Eltern Segen ſtiften. 


Vom Juſtitut für Konjunkturforſchung ſind nunmehr nach dem gemeinſam mit dem 
Statiſtiſchen Reichsamt veröffentlichten Heft „Die wirtſchaftliche Lage Ende 1925“ 
die erſten Hefte der laufenden Veröffentlichungen unter der Bezeichnung „Vierteljahrshefte 
zur Konjunkturforſchung“ herausgegeben worden. Bisher iſt Heft 1 und Ergänzungs- 
heft 1 erſchienen. Heft 1 enthält Aufſätze über den Konjunkturverlauf in Deutſchland und 
im Ausland, über Kreditbelaſtung der Landwirtſchaft, über Schrottmarkt und Konjunktur⸗ 
verlauf und über die Statiſtik des Elektrizitätsverbrauchs. Das Ergänzungsheft 1 enthält 
Arbeiten über die Ausſchaltung von ſaiſonmäßigen und ſäkularmäßigen Schwankungen aus 
Wirtſchaftskurven und über die Weltproduktion an wichtigen Grundſtoffen vor und nach dem 
Kriege. Geplant ſind im Jahrgang 4 Vierteljahrshefte und 3 Ergänzungshefte. Die Hefte 
können im Buchhandel vom Verlag von Reimar Hobbing in Berlin SW 61 zum Preiſe 
von 32 Re für den Jahrgang bezogen werden. 


„Hütte, Taſchenbuch der Stoffkunde.“ Herausgegeben vom Akademiſchen 
Verein Hütte E. V. und Dr.-Ing. A. Stauch unter Mitwirkung der Arbeitsgemeinſchaft 
Deutſcher Betriebsingenieure im V. D. J. Verlag von Wilhelm Ernſt & Sohn, Berlin. 1926. 


Statiſtiſches Jahrbuch für den Freiſtaat Preußen. 22. Band. Verlag des 
Preuß. Statiſtiſchen Landesamts, Berlin SW 68. 


Guttentag'ſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze. Nr. 132. Lindemann: Umſatz⸗ 
ſteuergeſetz mit Ausführungsbeſtimmungen. V. Aufl. Walter de Gruyter & Co., 
Berlin und Leipzig 1926. 


Stilke's Rechtsbibliothek. Die neue Gewerbeſteuerverordnung in Preußen 
vom 6. Mai 1926 nebſt Ausführungsanweiſung. Von Dr. jur. Frielinghaus und 
Dr. rer. pol. Sogemeier. Verlag von Georg Stilke, Berlin. 


Abhandlungen und Berichte über Techniſches Schulweſen. Vom deutſchen 
Ausſchuß für Technisches Schulweſen. Band VIII. Bericht über die Datſch⸗Tagung Berlin 1926. 
Selbſtverlag des Ausſchuſſes für Techniſches Schulweſen, Berlin NW 7. 


„Das Recht des Kraftfahrers“, Mitteilungen aus dem geſamten Gebiete 
des Kraftfahrzeug⸗Rechts. Schriftleitung Dr. Dietrich Arndt, Düſſeldorf. Verlag 
W. Girardet, Eſſen. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin WE. 
Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin WE. 


